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ligen Entsorgungsweg (z. B. §§en 6 u.7 BBodSchV, Leitfaden zur Verfüllung von Gruben und 

Brüchen sowie Tagebauen, Ersatzbaustoffverordnung (EBV) sowie DepV). 

 

Vorsorgender Bodenschutz 

Die geplante Baumaßnahme umfasst eine Eingriffsfläche von > 3.000 m². Es wird daher drin-

gend empfohlen, in der Planungs- und Ausführungsphase eine bodenkundliche Baubeglei-

tung einschließlich Bodenschutzkonzept gemäß DIN 19639 vorzusehen. 

Bei Erd- und Tiefbauarbeiten sind zum Schutz des Bodens vor physikalischen und stofflichen 

Beeinträchtigungen sowie zur Verwertung des Bodenmaterials die Vorgaben der DIN 18915 

und DIN 19731 (2023-10) zu berücksichtigen. 

Das Befahren von Boden ist bei ungünstigen Boden-, Witterungsverhältnissen und Wasser-

gehalten möglichst zu vermeiden. Ansonsten sind Schutzmaßnahmen entsprechend DIN 

18915 zu treffen. 

 

Wasserversorgung  

Der Geltungsbereich befindet sich in keinem bestehenden oder geplanten, öffentlichen Trink-

wasserschutzgebiet und in keinem wasserwirtschaftlichen Vorranggebiet Wasserversorgung.  

Private Trinkwasserversorgungen sind uns nicht bekannt. 

Die geplante Bebauung ist, wie die umliegende an die öffentliche Trinkwasserversorgung an-

zuschließen. 

 

Gewässerschutz 

Schmutzwasser 

Das Schmutzwasser aus dem Planungsgebiet ist an die gemeindliche Kanalisation anzu-

schließen. In der Kläranlage des Abwasserverbandes Kempten kann es nach dem Stand der 

Technik gereinigt werden. 

 

Niederschlagswasser 

Auf den Umgang mit anfallendem Niederschlagswasser wird in den textlichen Hinweisen 

zum Bebauungsplan unter dem Punkt 2.1 Niederschlagswasser bereits eingegangen.  

 

Folgende Punkte sind hier noch zu ergänzen: 

Das Niederschlagswasser ist flächenhaft oder in Mulden bzw. Rigolen zu versickern. Die 

technischen Anforderungen für die Versickerung sind in den Regelwerken DWA-M 153 und 

DWA-A 138-1 geregelt. 

 

Bezüglich der vorgesehenen Zwischenspeicherung und Drosselung in mehreren kleinen Ein-

zelanlagen (Zisternen auf privaten Grundstücken) ist zu beachten, dass grundsätzlich die 
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Gemeinde für die Entsorgung des Niederschlagswassers nach Art. 34 (1) BayWG zuständig 

und für die Einhaltung wasserrechtlicher Vorgaben verantwortlich ist. Wir weisen darauf hin, 

dass bezüglich solcher Themen wie Zweck der Zisternen (z.B. Rückhaltung, Brauchwas-

sernutzung) sowie Wartung, verfügbarer Rückhalteraum etc., entsprechende Vereinbarun-

gen getroffen werden sollten. 

Die technischen Anforderungen für die Einleitung sind in den DWA-Richtlinien M 153 und A 

117 (quantitative Bewertung) und DWA A 102 (qualitative Bewertung) geregelt. 

 

Falls die Bedingungen der NWFreiV nicht erfüllt werden, ist für die Einleitung von Nieder-

schlagswasser in ein Gewässer (Grundwasser bzw. Oberflächengewässer) eine wasser-

rechtliche Erlaubnis erforderlich. Diese ist mit den entsprechenden Unterlagen beim Landrat-

samt Oberallgäu zu beantragen. 

Falls über eine bestehende Kanalisation eingeleitet wird, ist zu prüfen, ob die Erlaubnisdauer 

und der erlaubte Benutzungsumfang noch ausreichend sind. Eventuell ist hier dann eine Än-

derung bzw. Verlängerung des Bescheides beim Landratsamt Oberallgäu zu beantragen. 

Vom Planer ist insbesondere nachzuweisen, ob eine Regenwasserbehandlung und eine Re-

genwasserrückhaltung erforderlich sind.  

Andere, bereits vorhandene Einleitungen sind in beiden Fällen bei der Beurteilung der Aus-

wirkungen mit zu berücksichtigen. 

 

Oberflächengewässer/Überschwemmungsgebiet 

Uns sind im Planungsbereich keine Oberflächengewässer bzw. keine rechnerisch ermittelten 

Überschwemmungsgebiete oder Erkenntnisse über abgelaufene Hochwasser- bzw. Starkre-

genereignisse bekannt. 

Dies bedeutet nicht abschließend, dass hier kein Gewässer im Sinne des § 2 WHG oder 

Überschwemmungsgebiet betroffen sein könnte. 

Die Kommune wird gebeten zu prüfen, ob ihr im Rahmen ihrer Zuständigkeit für Gewässer 

3.Ordnung (vgl. Art. 22 und Art. 39 BayWG) ein kleineres bzw. ggf. verrohrtes Gewässer be-

kannt ist, bei dem aufgrund des Vorhabens wasserwirtschaftliche Belange und wasserrechtli-

che Tatbestände betroffen sind, die beachtet werden müssen. 

 

Wild abfließendes Wasser/ Sturzfluten 

Im Textteil des Bebauungsplans in den Textlichen Hinweisen und nachrichtlichen Übernah-

men wird auf diesen Sachverhalt unter Nr. 2.3 sehr kurz eingegangen. 

 

Wir weisen ergänzend darauf hin, dass auch abseits von Gewässern Gebäude durch Was-

ser, Starkregen, Sturzfluten und hohe Grundwasserstände gefährdet sind. Überflutungen von 

Straßen oder Sturzfluten können bei lokalen Unwettern auftreten. Bei urbanen Sturzfluten 












